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Einleitung 

Aussperrungen wurden in der Öffentlichkeit  bis vor einiger Zeit als 
Tatbestand der sozialen Realität kaum zur Kenntnis genommen; wenn 
dies doch geschah, wurde die Aussperrung — wie auch in der jur ist i -
schen Literatur — als selbstverständliches Spiegelbild zum Streik auf-
gefaßt und akzeptiert. Erst die gegen die Aussperrung gerichteten 
Akt iv i täten der Gewerkschaften (insbesondere der IG Metall) vor allem 
nach dem Beschluß des Großen Senats des Bundesarbeitsgerichts vom 
21.4.1971 brachten die Aussperrung als soziales und rechtliches Pro-
blem in die öffentliche  Diskussion. Durch die sehr »publikumswirksa-
men4 Aussperrungen im Druckbereich 1976 und 1978 sowie den Arbeits-
kämpfen in der Metallindustrie Baden-Württembergs (mit der sich 
daran anschließenden Massenklagewelle) und Nordrhein-Westfalens  im 
Jahre 1978 wurde die Problematik in weitesten Kreisen bekannt. Die 
faktische Relevanz von Aussperrungen war — und ist noch heute — 
jedoch nur wenig in das Bewußtsein der Öffentlichkeit  gelangt. Neben 
den genannten Aussperrungen sind noch die in der baden-württem-
bergischen Metallindustrie von 1963 und 1971 bekannt, in der jur ist i -
schen Literatur w i rd manchmal auch die Correcta-Aussperrung von 1968 
in Hessen erwähnt, wei l diese entgegen dem (in seiner rechtlichen 
Wirkung sehr umstrittenen) Verbot der Aussperrung durch Ar t . 29 V 
HessVerf erfolgte. 

Die Aussperrungen, die ansonsten vorgenommen wurden, sind zu-
meist nicht einmal am Rande erwähnt — insbesondere die Verfechter 
einer Gleichsetzung von Streik und Aussperrung sind bemüht, durch 
Nichterwähnung die faktische Bedeutung von Aussperrungen herunter-
zuspielen1, was auch dadurch erleichtert wird, daß in Statistiken nur 
selten zwischen Streiks und Aussperrungen unterschieden wird. Die 
Aussperrung von 1963 in Baden-Württemberg wurde daher häufig als 
erste Aussperrung seit dem Ende des 2. Weltkrieges bezeichnet2 oder 
als erste große Aussperrung seit 1929s. Noch 1973 schrieb Kaiser  von 
„mehr als drei Jahrzehnten ohne Aussperrungspraxis" 4 bezüglich der 

1 ζ. B. Osthold,  Der A r b G 1963, 213. 
2 Welt Nr. 100 v. 30.4.1963. 
8 FAZ Nr. 99 v. 29.4.1963. 
4 Kaiser,  Parität, 47. 

1 Bertelsmann 
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Zeit vor 1963 — eine Aussage, die 1973 selbst bei sehr flüchtiger Durch-
sicht der Literatur nicht mehr hätte gemacht werden können. 

Die falsche Darstellung des realen Bildes der Aussperrungen erstreckt 
sich auch auf die juristische Literatur und die Rechtsprechung. Es gibt 
zwar eine weitgehende Literaturdiskussion um Grundsatz- und Detail-
fragen der Aussperrungsproblematik — eine Betrachtung der fak-
tischen Relevanz der Aussperrungen in der BRD und ihrer Auswirkun-
gen fehlt jedoch. Sie w i rd anscheinend zur Beurteilung der juristischen 
Lage für nicht notwendig gehalten. Die rechtliche Bewertung der Aus-
sperrung als zulässiges Instrument der Unternehmerseite im Arbeits-
kampf wurde durch den Beschluß des Großen Senats des BAG vom 
28.1.1955 vorgenommen — die Formel der „historisch gewachsenen 
Arbeitskampffreiheit" 5 wurde an die Stelle einer geschichts- und praxis-
orientierten Analyse des Arbeitskampfes und des Mittels Aussperrung 
gesetzt. Die Gleichsetzung von Streik und Aussperrung wurde vom 
Großen Senat des BAG ohne faktische Absicherung postuliert — und 
anschließend von der juristischen Literatur weitestgehend übernom-
men®. Die geschichtliche Entwicklung insbesondere der Aussperrung 
sowie die Praxis dieses Kampfmittels heute betrachtete man zumeist 
nicht näher: 

„Ke in sozialer Konf l ik t , durch den so weitgehend i n die Existenz der 
Lohnabhängigen eingegriffen  wi rd , l iegt derart i m Dunkeln, was die Fakten 
angeht, ist so verhül l t , was die Wi rkung betr i f f t ;  trotzdem besteht wei t re i -
chender Konsensus über Aussperrungen 7." 

Die Desinformation über die faktische Bedeutung und Realität von 
Aussperrungen hat mi t dazu beigetragen, daß im Rahmen des Arbeits-
kampfrechts die Aussperrung lange Zeit Appendix, Kapitelschluß war 8 . 
Die Diskussion um die Aussperrung wurde weitgehend nur in einem 
um juristische Details gehenden Rahmen geführt,  der soziale Tat-
bestand selbst kaum beachtet. Erst die großen Aussperrungen von 
1963 und vor allem 1971 haben die Gewerkschaften zu erstmaliger 
starker öffentlicher  Akt iv i tä t gegen die Aussperrung gebracht: Nicht 
mehr um Detailausformungen der Aussperrung im Rechtssystem wurde 
allein diskutiert, sondern erstmals um die Berechtigung der Aussper-
rung überhaupt. Die Aussperrungsdiskussion hatte damit, vorbereitet 

* B A G GS BAGE 1, 300 und 309. 
6 Zur Frage, ob die tatsächliche Entwicklung der Arbeitskämpfe, insbe-

sondere i m Vergleich der Lage vor 1933 m i t der nach 1945, eine so grund-
legende Änderung der Rechtsprechung zu Streik und Aussperrung recht-
fertigte bzw. notwendig machte, s. Ramm, Arbeitgeber, 275 ff. 

7 Siehe Kalbitz,  Arbeitskämpfe, 208. 
8 Kalbitz,  Arbeitskämpfe, 209. 
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von einigen ,Außenseitern' wie Richard  Schmid , eine neue Dimension 
erreicht. 

Auch die vorliegende Arbeit 9 behandelt als Hauptfrage das Problem 
der grundsätzlichen Zulässigkeit der Aussperrung, versucht jedoch, die 
Beantwortung dieser Frage unter möglichst weitgehender Berücksich-
tigung von Informationen über beurteilungsrelevante Tatsachen, Vor-
aussetzungen und Konsequenzen10 zu vollziehen. Ausgangspunkt dieser 
Überlegungen muß bei einem solchen methodischen Ansatz daher eine 
— für heutige juristische Arbeiten wohl recht umfangreiche, hier aber 
notwendige — Darstellung der geschichtlichen Entwicklung der Aus-
sperrung sowie der Aussperrungspraxis in der Bundesrepublik 
Deutschland sein. Dabei soll der Versuch gemacht werden, die prak-
tische und juristische Entwicklung der Aussperrungsproblematik in 
zeitlicher Parallelität darzustellen und zu werten. Fallauflistungen der 
Aussperrungen in der BRD, statistische Übersichten sowie eine ansatz-
weise Gesamtbetrachtung der Aussperrungspraxis sollen einen gewissen 
Überblick über die tatsächlichen Grundlagen vermitteln. Allerdings 
kann hier nur ein Überblick gegeben werden — auf eine eingehende 
Arbeit über die geschichtliche Entwicklung und die Praxis der Aus-
sperrung in der BRD bleibt zu hoffen 11. 

Gleiches gilt für den Teil der Arbeit, der durch einen groben Rechts-
vergleich der Regelungen der Aussperrung in einigen Staaten Europas 
versucht, die Problematik der Aussperrung nicht allein auf die BRD 
beschränkt zu sehen. 

Die Darstellung der Entwicklung und Praxis der Aussperrung in der 
BRD sowie der rechtsvergleichende Überblick bilden den Ausgangs-
punkt für die Problemkreise, die die beiden Hauptfragestellungen be-
handeln: 

— Sind im Rechtssystem der Bundesrepublik auf dem jetzigen Ent-
wicklungsstand die Aussperrung oder spezielle Aussperrungsarten 
zulässige Mit te l der Unternehmerseite im Arbeitskampf,  wenn die 
sonstigen auf den Arbeitskampf wirkenden Regelungen unverändert 
beibehalten werden? 

9 Die Arbei t wurde i m Wintersemester 1977/78 beim Fachbereich Rechts-
wissenschaft I der Universität Hamburg als Dissertation eingereicht. Die Da-
ten zur Entwicklung der Aussperrungspraxis wurden für die vorliegende 
Fassung bis Anfang 1979, die neuerschienene juristische L i teratur — soweit 
möglich — bis Herbst 1978 berücksichtigt. 

1 0 Dazu s. Lautmann,  Soziologie, 20 f., 25. 
1 1 Dazu neu erschienen und teilweise mi t eingearbeitet: Kalbitz,  Aussper-

rungen i n der Bundesrepublik. 

1· 


